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Änderungsantrag 21.01.2021 
HHA 

Fraktion der SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses   

Drucksache 20/4214 zu Drucksache 20/3978 

         
 Inhalt des Antrags: Erhöhung Förderung Breitbandausbau 
 
Einzelplan  02 Hessischer Ministerpräsident  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  02 06 Allgemeine Bewilligungen 
Buchungskreis: 2195 

 
Produktnummer lt. Leistungsplan 8 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Breitbandausbau 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 110.250,0 +29.000,0 139.250,0 
 Eigene Erlöse 4.850,0       4.850,0 
 Produktabgeltung 105.400,0 +29.000,0 134.400,0 

 
Verpflichtungsermächtigungen: Beträge in EUR 

 
 Verpflichtungsermächtigungen zu Titel       von um auf 
 Verpflichtungsermächtigungen 2022 32.650.000 "+"19.000.000 51.650.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2023 29.300.000 ""0 29.300.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2024 29.400.000 ""0 29.400.000 
 Gesamtverpflichtung 91.350.000 "+"19.000.000 110.350.000 

 
 

 
 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags: 
Während die Anforderungen an die digitale Infrastruktur steigt, schmälert die Corona Pandemie gleichzeitig, insbesondere 
durch geringer Gewerbesteuereinnahmen, die finanzielle Handlungsfähigkeit von Kommunen. 
 
Um zu vermeiden, dass Kommunen in Zeiten knapper Haushalte auf den dringend notwendigen Breitbandausbau 
verzichten und um das erklärte Ziel der Landesregierung, bis 2022 alle Schulen ans Glasfasernetz anzuschließen, auch 
tatsächlich zu erreichen, sollte das Land künftig für alle Kommunen den Eigenanteil im Rahmen des 
Bundesförderprogrammes übernehmen. 
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Wiesbaden, 20. Januar 2021 
 
Für die Fraktion 
der SPD 
Die Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Nancy Faeser 
 

  
  

 
 

 


